
DER HESSISCHE MINISTERPRÄSIDENT 
STAATS KANZLEI 

,,Unser Staat hat Platz für vielfältige Meinungen" 

6200 Wiesbaden, den 3. Dezember 1967 
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Erklärung des Hessischen Ministerpräsidenten Dr. Georg August Zinn vor der Landesdelegier­
tenkonferenz Hessen der SPD in Marbach (Krs. Marburg) am 2. Dezember 1967. 

In einem großen Teil der Studentenschaft herrscht Unruhe und kritische Unzufriedenheit. Diese 
Unruhe, die durchaus fruchtbar werden kann -, beschränkt sich nicht allein auf die Bundesrepu­
blik, sie ist auch in anderen europäischen Ländern und ebenso in den USA zu beobachten. 

Diese kritische Einstellung kommt in Protesten und Demonstrationen verschiedenster Art zum 
Ausdruck. Anlaß sind vor allem die Hochschulen selbst. Die Studentenschaft hat das Gefühl, daß 
in und an den Universitäten „etwas nicht in Ordnung" ist. 

zweifellos haben die Länder und der Bund in den vergangenen Jahren für den äußeren Aufbau 
der Universitäten erhebliche Anstrengungen unternommen. Das gilt insbesondere für das Land 
Hessen. So kann ich mit Genugtuung darauf verweisen, daß das Land Hessen für die gesamten 
Unterhaltskosten seiner Hochschulen in Höhe von rd. 373 Mio. DM einen Zuschuß von rund 260 
Mio. DM leistet. Dabei sind nicht eingeschlossen die Aufwendungen für die Investitionen, also für 
den weiteren Ausbau. 

Aber diesem äußeren Ausbau entspricht bei weitem nicht die innere Ausgestaltung, die Ausbildung 
einer modernen, fortschrittlichen Struktur. Zwei Hochschullehrer von Rang und Namen, Professor 
Schelsky und Professor Speer, haben deshalb kürzlich den Vorwurf erhoben, unsere Universitä­
ten seien im Provinziellen stehen geblieben. Nun, ich möchte dieses harte Urteil nicht pauschal 
übernehmen - aber es enthält sicherlich viel Wahres, obwohl es - gerade auch an unseren hes­
sischen Hochschulen eine ganze Reihe fortschrittlich denkender Ordinarien und andere Mitglie­
der des akademischen Lehrkörpers gibt. 

(Beifall) 

Ein Franzose, Jean-,Jacques Servan-Schreiber, hat kürzlich in seinem Buch „L'arnericain defi" 
eine Untersuchung über die innere Struktur der Hochschulen in Europa und in den USA durch­
geführt. Er gelangt zu der Auffassung, daß die Universitäten - und dies gelte für alle europäischen 
Hochschulen - nicht nur im Provinziellen versinken würden, sondern daß sich dort Formen eines 
ausgesprochenen Feudalismus erhalten hätten. 

(Bei'fall) 
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Wir haben in diesem Land ein neues Hochschulgesetz. Gewiß, es war zunächst, wie alles Neue, 
sehr umstritten. Es hat bei den hessischen Hochschulen überwiegend erbitterten Widerstand und, 
wenn ich mich nicht irre, auch den der Westdeutschen Rektorenkonferenz herausgefordert. Erst 
allmählich ist es gelungen, die Vorurteile abzubauen, so daß dieses Hochschulgesetz heute auch 
bei unseren Universitäten eine weitaus größere Zustimmung findet als zur Zeit seinerVerabschie­
dung durch den Landtag. Und in der Bundesrepublik gilt es immerhin als eine der fortschrittlich­
sten Regelungen. 

Dieses Hochschulgesetz sieht nicht nur vor, daß auch die Studentenschaft bei allen Angelegen­
heiten mitwirken soll, die das Verhältnis der Studentenschaft zu der Universität berühren - ja, 
dieses Gesetz verlangt eine bestimmte Mitverantwortung der Studentenschaft. 

Darüber gab es und gibt es Auseinandersetzungen, die an den einzelnen Universitäten unseres 
Landes sehr verschieden verlaufen. Wir versuchen - auch durch meine persönliche Einschaltung 
- in Besprechungen mit den Rektoren und den AStA-Vorsitzenden zu erreichen, daß eine ver­
tretbare Grundlage für eine Mitbestimmung und Mitverantwortung der Studenten gefunden wird, 
die über den bloßen Schein einer solchen hinausgeht und dem Sinn des Gesetzes einer tatsäch­
lich angemessenen Mitbestimmung und Mitverantwortung gerecht wird. 

(Starker Beifall) 

Das Unbehagen - wie man dies alles heute gern mit einem Schlagwort bezeichnet -, diese Un­
ruhe unter der Studentenschaft, ihre offenkundige Unzufriedenheit haben dazu geführt, daß 
einige studentische Gruppen zu Mitteln gegriffen haben, die man in ihrer Form nicht immer zu 
billigen vermag. Aber wir alle haben davon auszugehen, daß die Verfassung - um dieses mar­
kante Prinzip des Grundgesetzes in Erinnerung zu bringen - das Recht der Demonstration nicht 
ausschließt - ganz gleich, ob Studenten oder Arbeiter dieses Recht in Anspruch nehmen. 

(Starker, demonstrativer Beifall) 

Dies gilt insbesondere für Vorstellungen, für Forderungen, von denen man glaubt, daß ihnen auf 
andere Weise nicht Gehör verschafft werden kann. Doch muß dabei ein weiteres gesagt werden: 
auch die Demonstrationsfreiheit, die Meinungsfreiheit haben ihre Grenzen. Recht und Gesetz 
müssen von allen Staatsbürgern beachtet werden. 

An unseren Universitäten sollte es nicht soweit kommen, daß etwa die Vorlesungsfreiheit beein­
trächtigt wird oder daß gar eine Minderheit versucht, der Mehrheit ihre Meinung aufzuzwingen. Für 
die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung an den Universitäten sind bestimmte Instanzen 
unserer Hochschulen verantwortlich. Für die Aufrechterhaltung der äußeren Ordnung hat der 
Staat und die von ihm dafür eingesetzten Organe Sorge zu tragen. Besser wäre es allerdings, 
wenn auch die Studentenschaft selbst sich um die Wahrung dieser Ordnung bemüht, um zu ver­
meiden, daß durch irgendwelche Einzelfälle die gesamte akademische Jugend in der öffentlichen 
Meinung diskriminiert wird. 

Aber wenn wirklich jemand die Grenzen des an sich Zulässigen überschreitet, dann ist er damit 
noch längst kein Staatsfeind. 

(Beifall) 

Wenn Arbeiter streiken, wenn sie sich für den Streik einsetzen, indem sie Streikposten aufstellen 
und l<ollegen zu beeinflussen suchen, Solidarität zu üben - dann handeln sie nicht nur im Rahmen 
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der Verfassung, sie vertreten ihr gutes Recht. Und dieses Recht müssen wir genau so respektie­
ren, wie wir andererseits verpflichtet sind, zu verhindern, daß dabei die Rechte Dritter verletzt 
werden. 

Vorgänge, wie sie sich gelegentlich in letzter Zeit an einigen Universitäten ereignet haben, kön­
nen wohl als Störung der inneren Ordnung der Hochschulen und gelegentlich auch als Störung 
der äußeren Ordnung gedeutet werden. Entscheidend aber ist: Sie sind keinesfalls Anlaß, irgend­
eine studentische Organisation als verfassungsfeindlich zu betrachten. 

(Beifall) 

Ein demokratischer Staat muß bereit sein, auch kritische Stimmen zu hören. 

(Beifall) 

Solange eine politische Studentenorganisation wie etwa der Sozialistische Deutsche Studenten­
bund auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung steht und sie auch nicht ver­
läßt, muß unterstellt werden, daß seine Mitglieder die Verfassung respektieren. Nicht jeder, der 
an diesem Staat nicht alles ideal findet - und dazu gehören auch viele von uns - ... 

(Starker Beifall) 

: ... ist ein Staatsfeind. 

(Beifall) 

Vieles ist nicht vollkommen am Staat, vieles entspricht noch nicht unseren Vorstellungen, ja es 
entspricht oftmals nicht dem Willen jener, die unsere Verfassung, das Grundgesetz, geschaffen 
haben. Es kann deshalb nicht Aufgabe des Verfassungsschutzes sein, aus kritischen Staatsbür­
gern Verfassungsgegner zu machen, wie das zweifellos bei den Vorfällen in Gießen die Folge 
sein kann. 

(Beifall) 

In unserem Staat muß auch Platz für extreme Meinungen sein, wenn deren Vertreter nur die 
gesellschaftliche und politische Grundordnung bejahen. Wenn junge Menschen sich in der Form, 
in der sie ihre Meinung zum Ausdruck bringen, vergreifen, so ist das zu bedauern. Man sollte ihnen 
deutlich machen, daß ein solches Verhalten ihren insbesondere auch berechtigten Anliegen nicht 
dienlich ist, daß es möglicherweise schlechthin das Ansehen der Studentenschaft in der Öffent­
lichkeit mindert. 

Unser Freund Professor Alexander Mitscherlich hat sicher recht, wenn er vieles von dem, was sich 
in den letzten Monaten an unseren Hochschulen ereignet hat, mit der langen Unterdrückung selb­
ständiger Urteilsbildung erklärt. 

(Beifall) 

Um so mehr ist die Hessische Landesregierung der Auffassung, daß die Vorfälle in Gießen zu 
verurteilen sind, bei denen ein Angestellter des Verfassungsschutzamtes, der nach der mir gege­
benen Information dazu überhaupt nicht berechtigt war, versucht hat, unter den Studenten Ver­
trauensleute - oder sagen wir: Agenten gegen eine studentische Organisation anzuwerben. 
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Selbstverständlich kann ich heute noch nichts Abschließendes sagen. Die Hessische Landes­
regierung hat bereits in ihrer ersten Stellungnahme klar und unmißverständlich erklärt, daß sie die 
in dem Flugblatt der Gießener Studentenschaft geschilderten Vorgänge mißbilligt und daß sie 

, bereit ist, nicht nur generell für die notwendige Aufklärung zu sorgen, sondern auch den Land­
tag, insbesondere den Hauptausschuß, rückhaltlos und umfassend zu informieren. 
Eines steht für uns fest - und das gilt völlig unabhängig von den Gießener Vorfällen: eine Be­
spitzelung von Demokraten durch Demokraten darf in Hessen nicht stattfinden. 

(Starker Beifall) 

Das kann und darf nicht Aufgabe eines Verfassungsschutzes sein. Wenn solche Methoden denn­
noch praktiziert werden sollten, so werden sie mit aller Entschiedenheit unterbunden werden. 

(Beifall) 

Was nun den SOS anbelangt - bei aller Kritik an dieser oder jener seiner Maßnahmen -, so gilt 
für mich die alte Lebensweisheit: Wer nicht in seiner Jugend revolutionär denkt, erweckt den Ein­
druck, senil geboren zu sein. 

(Beifall) 

Schließlich hat schon Jean Paul das Wort geprägt: Man gibt seine Kinder auf die Schule, damit 
sie still werden - man gibt sie auf die Hochschule, damit sie laut werden. 

(langanhaltender, stürmischer Beifall) 

Anschließend faßte die Landesdelegiertenkonferenz der SPD mit 211 Stimmen bei 2 Gegenstim­
men und zwei Stimmenthaltungen folgende Entschließung: 

Die Landesdelegiertenkonferenz Hessen der SPD verurteilt aufs schärfste die Methoden und die 
Praxis des Verfassungsschutzes, Studierende und studentische Vereinigungen überwachen zu 
lassen. Sie sieht in dem Versuch, Studenten durch Geldzuweisungen und Nötigungen für Spitzel­
dienste anzuwerben, eine ernste Bedrohung der politischen und gesellschaftlichen Freiheit. 

Die Landesdelegiertenkonferenz begrüßt die Erklärungen des Hessischen Ministerpräsidenten 
und des Hessischen Kultusministers, die sich entschieden von dem Vorgehen des Verfassungs­
schutzes in Gießen distanzieren. Sie erwartet von der Hessischen Landesregierung eine umfas­
sende und vollständige Aufklärung der beschämenden Vorgänge in Gießen vor der Öffentlichkeit. 
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